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Einleitung. 

Ofts Anfsicbtsrecht des Reiches über die Einzelstaaten ist 
eines der wichtigsten Qlieder im Gefiige des Reichsst^tsrechts. 
Dies beweist allein schon der Umstand, daß Art. 4 der Beicbs- 
verfiusuDL' <i as Aufsichtsrecht mit dem Rechte der Gesetzgebung, 
diesem Grundpfeiler des Staatsrechts, in engster Verbindung nennt. 
Trotsdem hat dieses Aafsichtsreclit bisher nur selten eine ansfahr- 
liebere, geseblossene Behandlung, niemals aber eine systematische 
Darstellung gefunden. Denn abgesehen vCn der Abhandlung 
K Rflmelin's aus dem Jahre 1883'), die selbst nicht den An- 
p]>ni('h auf Vollständigkeit macht, hat ihm nur Hänel in seinem 
Deutschen Staatsrecht eingehendere Behandlung zuteil werden 
lassen. Andere Staatsrechtslehrer, wie R. v. Mohl, Seydel, Zorn 
und Laban d* haben es nicht abgeschlossen für sich dargest<^llt, 
sondern nur im Anschluß ;m das Gesetzgebungsreclit des Reiches 
erwähnt. J<]rurierungen über Aufsicht und insbesondere die staats- 
rechtliche Aul'sicht bringen auch eine Reihe Schriftsteller bei Be- 
handlung der staatlichen Aufsicht über die iSelbstverwaltungskorper, 
SO insbesondere v. iSteiu^), üierke*), v. Rueune') 0. Mayer ^) 



') E. R&mplin, Das Beanfsichtigangsrecht des Deutschen Reichel, i& 
der Zeitsch. ffir die ge&. Staatswissenschaft, Bd. 3d, Seite 185 ff. 

*) Bemerknngeoi ftber die Anüsicht brioguu Lab and, Band II, Seite 
liKt fg., Zorn, Band I, Seite 486, Anm. 68, t. Kohl, Seite 865 fg., Seydel, 
Commentar Seite 59 f., und insbesondere in seinem Aafsatz: Das Reichs- 
nuf^^ichtsTccht und die HeicheeenclMnkoiDmiMlre, Blitter f. edministir. Ptnia 
lädö, Bd. 45, Seite 91 fS. 

*} Verwaltongslehre Bd. L 2, Seite 147. 
QenoeiwukduifteUieoile, Seite 668 fg. 

•) PtenB. SjtidtooidnDiig. Binltg. Seite 8 iL 

^ De«leebes Terweltmignreeht, Bd. n, Seite 415 A 
Kiefer» AnMehtiradit dm Bdehw 1 
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und Prenß^. Alle diese Erfirterongen sind Jedoch im Wesent- 
lichen nar auf die diesen Scfariftetellem TorUegende Frage ein- 
gestellt; sie können daher nicht ohne Weiteres als allgemeingfiltig 
angesehen werden. Es stellen aher insbesondere die Erörterungen 
von Preuß fiber Aufsicht, staatliche AuMcht, Subordination o. dgl. 
hinsichtlieh der Festlegung der Begriffe eine wertvolle Fundstätte 
dar. Neuerdings hat Schoenborn*) die Fhige des Auftichts- 
rechts der modernen Staaten angeregt. Da die aUgemdnen Er- 
örterongen der Torliegenden Arbeit bereits im Wesentlichen ab- 
geschlossen waren, ehe ich die Schoenbom'sche Schrift zu Gesicht 
bekam, so sei es mir gleich an dieser Stelle gestattet, mich Uber 
sie EU äußern^). 

Der Verfasser gelangt, wenn auch auf anderem Wege, etwa 
zu der gleichen Begrenzung des Begrifts der Aufsicht, wie er 
unten von mir bestimmt wird. Daß der Verfasser aber ein all^ 
gemeines Aufsichtsrecht des Staates über die Untertanen — wenig- 
stens als einheitlich — vdllig negiert und ein Oberanfsichtsrecht 
nur noch in der Aufsicht des Staates über seine Organe findet, 
halte ich für verfehlt. Ich gelange hierin zu dem entgegengesetz- 
ten Ergebnis*). Bezüglich des Ausdrucks Oberaufsicht weist schon 
Stein*) darauf hin, daß mit diesem Ausdruck nur eine freiere 
Anfsidit, d. h. eine Aufsicht über die Tätigkeit Jemandes bezeich> 
net wird, welcher der Befehlsgewalt des Beaufsichtigenden nicht 
völlig unterworfen ist, sondern auch fiber eine freie Sphäre eigener 
Willensbetfitiguug verfügt. Dies ist aber doch bezüglich des Be- 
amten, soweit er Ürganträger ist, nicht der Fall. Dieser ist als 
Beamter der Befelilsgewalt der übergeordneten Behörden letzten 
Endes restlos unterworfen*). Aus diesem Grande hat die Schoen- 

^) bas ätAdUache ADitsrecht m Treußen, bes. Seit« 196 f. Vgl. auch 
Rosin, R«cht der Oflentl. Ge&oneiuelMft § 8. Seite 109 IL und Blodig, 
die SelbelrenraUniig «la BeehtebegiüF. Seite 46 tg, 

^) W. Schoenborn, das Oberaufsichtwecht des StMtes im modernen - 

deutseben Staatsrecht. Heidelberg 1906. 

') Sie wird anch noch unten an den betrefieuden Stellen fortlaufend 
berücksichtigt. 

*) Beionden Seite 54 tg, 

*) A. a. 0. Seite 240 fg. 

') Vgl «tteh die Erörtemngen Toa PreuB, n. n. Om, ftber Sub- 
ordination. 
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born^sehe Schrift, trote treffender Betmditaiigeii im Bmwliieii doch 
ihr Ziel vezfehli Erwälmt mag hier sehon werden, daß Sehoen- 
bom die Obenttfeicht des Beiofaes Uber die Einzeletaaten miter 
die Organaii&icfat bringen muß, obwohl' er die starke Versehiedoi- 
heit beider Auftiehtsarten nidit verkennt. Anch widmet er der 
Beieheanfeieht Aber die Emaelstaaten llbeihaapt nur wenige Be- 
merkungen 

In der Torliegenden Schrift soll versncht werden, die dem 
Anfsichtarechte hn Organismas des Beichsstaatsrechts ankommende 
Stelle zu bestunmen und es auch in seiner praktischen Ansgestal- 
tnng im geltenden Beiehsstaatsrechte darznetellen. Dadurch aer- 
fiült die Behandlimg von selbst in einen allgemeinen Teil und 
in eine spesielle Darstellung. Ehe aber an die Darstellung des 
Beichsanfsichtsredits herangetreten werden kann, soll, da BegrüF 
und Wesen der Aufsicht keineswegs feststeht, eine grundlegende 
Erörterung (Iber diese Punkte der Behandlung des eigentlichen 
Themas rorhergehen. 

I. TeU. 

Gnmdlegeiide Erdrtenmgen. 

§ 1. Die Bedeutung des Ausdrucks: Beaufsichtigen. 

1. Httnel hat fdr das Wort Staatsaufsicht zunflchst einen 
weiten, allgemeinen und ferner einen engeren, spezifischen Sinn 
festgestellt In Jenm weiteren Sinne soll es gleichbedeutend mit 
Beobachtung oder Enoaitfcelung sein, wahrend es erst im so- 
genannten engeren Sinne den eigentfimlichen Aufeichtsbegriff ent- 
halte. Jedoch er selbst sagt schon „Die Beaufsichtigung in diesem 
(allgemeinen) Sinne ist notwendiger Bestandteil aller und jeder 
Staatstfttigkeit, unter welchem Gesichtspunkt man sie auch be- 
trachte" und femer „sie ist nicht eine der besonderen Henror- 
hebung und Feststellung bedflrftige Oompetenz des Beidies, son- 
dern notwendiger und darum selbstrerstuidlicher Bestandteil jeder 
ihm durch die Verfassung beigelegten Competenz.* Hieraus ergibt 
sieh, dal^ er mit diesem allgemeinen Sinne des Wortes Beaufeich- 



*) BaioodaTB 8«it« 49 nnd 59. 
Hinel, DmitsdkM SUatendil, Bd. I, Seite 80a 

l* 
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tigea eiBfln jurigtiseli nieht beBtmimbareii Begriff Terbindei, mtor 
den » alle die Tätigkeiten des Staates zusammenfassen will, in 
denen es sieh nm ein Znselien, Beobachten» Ermitteln — gleicb- 
gflltig zn welchem Zwecke — handelt Ein Gmnd aber, warom 
er diesen weiten vieldeatigen Begriff mit dem sonst so bestinmitfln, 
eng begrenzten Ansdracke »BeanMehtigen** bezeichnet, ist von ihm 
nicht angegeben. Es müßte denn der sein, den er am Anfang 
andeutet, daß „Dicht nur der gemeine, sondern auch dar gesetz- 
liche Sprachgebrauch** diesen weiten, allgemeinen Sinn mit dem 
Worte Beaufsichtignng verbindet. 

Es ist nun zweifellos nicht allgemeiner Sprachgebrauch, „be- 
aufsichtigen" in demselben Sinne wie „beobachten** zn gebrauchen. 
Das erhellt schon daraus, daß man nie ohne Änderung des Sinnes 
diese Worte für einander einsetzen kann. Beispiele aus dem täg- 
lichen Sprachgebrauche zeigen dies ohne weiteres. Man kann gewiß 
die Wolken beobachten, aber nie beaufsichtigen; und ein Hirte, 
der seine Herde beaufsichtigt, tat mehr als sie bloß beobachten. 
Wenn er nicht mehr täte, würde ihm seine Herde bald davon 
laufen. Hieraus erhellt zur Genüge, daß mit dem Ausdruck „be- 
aufsichtigen*^ der allgemeine Sprachgebrauch mehr Begriffinnomente 
▼erbindet als mit dem einfachen „beobachten.'' 

Und wenn Hänel meint, der gesetzliche Sprachgebrauch Ter- 
bände mit dem Ausdrucke „beaufsichtigen'' diesen allgemeinen 
Sinn, so ist dies auch nicht zutreffend. Denn in den Gesetzen, die 
er hierfflr anführt. z.B.; dem G^esetz Tom 26. Juni 1878 betr. Er- 
hebun;j:en über Tabakbau, Tabakfabrikation und Tabakhandel, indem 
Gci^etz vom 18. Februar 1882 betr. Erhebung einer Bemfsstatistik 
und in dem Reblausgesetz vom 6. März 1875 ist '/war von Er- 
hebungen und Ermittelungen die Rede, mV aber wird für eine 
staatlicli«» Tätigkeit dieser Art der Ausdruck beaufsichtigen ge- 
braucht. Ks muß danach dieser sogenannte* jiHcremeine'' Sinn des 
Ausdrucks beaufsichtigen, wie Hänel ihn annunmt, als nicht be- 
gründet, somit als irrtümlich bezeichnet werden*). Jedoch auch 
I^abaud folgt dieser Terminologie Hä&el's^). £r wird anscheinend 

*) Deraidben Meinong auch Schoenborn, a. a. 0. 

*) Lab And, besondon in nincni Anintia: die Beidhnnftidit ftb«r 
die Freindenpolizei. Deutsdie Jur. Zeitung XL Jahrg. Nr. 11, S. 614 f. 
Yetf^ Mich T. B(tBne, StMtereeht du DeotBobeu Reichel, Bd. II, Seite 66. 
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Merzn dmeh das Bestroben verleitet^ eo die jedem Gesetzgebungs- 
akte des Beicbes ▼oransgehenden Eriiebmigen und Ennitteliiiigen 
als ADsflnß des Bedits snr Beaufeichtigttng tu konstntiereii. Diese 
Konstruktion greift jedoch fehl >). Das Becht, firhebnngen and 
Ermittelangeii Uber eine Angelegenheit ansnstellen mit dem Zwecke» 
ein nenes Bdcbsgesetz fbr diese Angelegenheiten zu erlassen,, hat 
mit dem Recht der Beaufsichtigung dieser Angelegenheiten begriff- 
li<di nidits zu ton. Dieses Becht gehdrt viefanehr logisch tu dem 
Bechte der Gesetzgebung und ist in diesem enflialien und mit 
diesem gegeben*). Denn wäre dies nicht der Fall, wflren dies 
getrennte Berechtigungen, die jede fElr sich gegeben sein müßten, 
so wäre doch der Fall denkbar, daß das Becht zur Gesetzgebung 
gegeben wttre, das Recht, Ermittelnngen bezüglich neuer Gesetze 
anzustellen, aber nicht. Damit schwebte aber das Gesetzgebungs- 
recht zwischen Himmel und £rde und w&ie tatsächlich negiert. 

2. Es gibt also nur den einen engen, von Hftnel auch weiter^ 
hin schon zum Teil näher begrenzten Sinn des Ausdrucks be- 
aufsichtigen, den auch der allgemeine Sprachgebrauch in voller 
Schärfe kennt. 

Die Worte Aufsicht und beaufsichtigen bezeichnen, mit sehen 
zusammenliitn^end, zunächst ein „auf etwas hinsehen'' oder besser 
ein „von obenher auf etwas sehen". Sie würden damit etwa gleich- 
bedeutend mit beobachten sein. Doch enthält, wie schon aus den 
oben angeführten Beispielen hervorgeht, der Ausdrude beaufsichtigen 
einen weiter gehenden Sinn, er drückt mehr aus wie das einfache 
beobachten. Zunächst ist aber eine gemeinsame Eigentümlichkeit 
beider Ausdrücke festzustellen. Es kann nämlich sowohl zu dem 
Ausdrucke beobachten wie zu beaufsichtigen stets nur ein Objekt 
hinzutreten, welches sich in einer Tätigkeit oder einer Bewegung 
befindet. Ebensowenig wie man eine Bildsäule, die den Platz 
nicht wechselt, ^beobachten" kann, kann man sie „ beaufsichtigen 
Und zwar tritt diese Beschränkung des Kreises der möglichen Ob- 
jekte bei dem Ausdrucke beaufsichtigen noch schärfer hervor als 
bei beobachten. Denn wiUireud zu beaufsichtigen stets nur ein 



■) H&nel a. a. O. rieht die obengenannte, tod Labend gwogene Fol- 
gerung nicht. 

^ U&nel, A. «. 0. 
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Objekt gedacht werden kann, welches sich gegenwärtig in 
Tätigkeit befindet, kann zu beobachten auch ein Objekt treten, 
das sich gegenwartig in Ruhe befindet, .sofern nur zukünftig 
eine Tätigkeit oder eine Bewegung desselben — aktiv oder passiT 
— erwartet wird. 

Ein Gegensatz, und zwar der ausschlng^rphende Oegensatz 
zwischen den Ausdrücken beaufsichtigen htkI beobachten liegt 
aber darin, daß bei dem Ausdrucke beaufsichtigen stets früliere 
gleichsam historische Beziehungen zwischen Subjekt und Objekt 
vorliegen müssen : Subjekt und Objekt müssen schon vorher in 
Beziehungen bestimmter Art getreten sein, ohne welche die An- 
wendung des Ausdrucks beaufsichtigen nicht ini)i:Ii( h wäre. Für 
den Ausdruck beobM( litcn gilt diese Beschränkung nicht. Man 
denke z.B.: Ein AtlicitPi i-f mit einer Arbeit hescliäftigt. Ein 
Vorübergehender, der liUeresse für die Aiheit nimmt, bleibt 
stehen. Er beobachtet die Arbeit, er kann sie jedoch nie beauf- 
sichtigen. Ganz anders ist as, wenn der Vorgesetzte des Arbeiters 
kommt: dieser beaufsichtigt ihn. Es kann also nicht jeder jeden 
beliebigen Dritten beaufsichtigen, sondern sie müssen erst in be- 
stimmte Beziehungen zu einander getreten sein. Es muß erst 
ein Verhältnis einer bestimmten Art zwischen ihnen bestehen, ehe 
der eine den anderen beaufsichtigen kann. Näher wird dieses 
Verhältnis durch das oben angeführte Beispiel, gerade weil es so 
primitiv ist, erläutert. Man kann die Wolken am Himmel nie- 
mals beaufsichtigen, ebenso einen Fluß, der seine Dämme zerrissen 
hat, wohl beobachten aber nicht beaufsichtigen. Dagegen kann 
man z.B. einen imierhall» der Dämme dahinflieiien den Strom sehr 
wohl beaufsichtigen; denn man beaufsichtigt eben, daß er die 
ihm gezogenen Dämme nicht zerstört Hieraus ergibt sich, daß 
der Beaufsichtigende physisch und räumlich in der Lage sein 
muß, irgend einen Einfluß auf die Tätigkeit des Beaufsichtigten 
auszuüben. Er muß den Beaufsichtigten erreichen und auf ihn 
einwirken können^). Der Ausdruck beaufsichtigen setzt also eine 
Zahl früherer Beziehungen voraus, die zwischen seinem Subjekt 
und Objekt bestehen müssen. £r ist gleichsam nur ein Glied in 



') Es sei an die BeaiDtenkategorie der Strom^aufseher'' erinnert. 
^ Ähnlich Scboonborn, a. a 0. Seite 9. 
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einer foitlaufenden Reihe von Vorstellungen. Der Ausdruck IM 
in uns bewußt oder unbewußt die ganze Reihe von VoreteUungen 
aus, in deren Mitte er erst in seiner vollen Präzision erscheint. 
Eine Vorstellungsreihe, die für unser Bewußtsein ohne weiteres 
mit einem Ausdrucke verbunden ist, kann aber nur durch logische 
Schlußfolgerungen mit diesem Ausdrucke zusammenhängen; denn 
nur dadurch ist ein untrennbarer Zusammenhang gegeben. 

Welcher Art nun die Beziehungen sind, welche der Ausdruck 
beaufsichtigen voraussetzt, welches also die logischen Vorderglieder 
der Reihe sind, soll sich daraus ergeben, daß ^\^r den Ausdruck 
beaufsichtigen und den Ausdruck beobachten mit demselben Ob- 
jekt verbunden nebeneinander stellen. Es genügt dazu schon, 
das oben angeführte einfache Beispiel wieder zu benützen. 

Der Hirt, der seine Herde beaufsichtigt, beobachtet nicht nur 
ganz passiv und unbeteiligt seine Tiere, sondern er achtet auf 
vielerlei, darauf, daß sie fressen, daß sie nichts unrechtes fressen, 
daß sie z. B. nicht von des Nachbars Kohl fressen, er paßt auf, 
daß keines seiner Tiere davonläuft; sobald sich ein Tier von der 
Herde entfernt, treibt er es zurück Faßt man die positive und 
die negative Seite dieser seiner Tätigkeit zusammen, so kann man 
sagen: der Hirt, der seine Herde beaufsichtigt, sieht zu, daß seine 
Herde richtig weidet und daß sie Tuclits unrichtiges tuL Auf 
dieses Grundschema wird man ab* i j-1 ■ Auisiclitstätigkeit zurück- 
führen können: der A., der den B. beaufsichtigt, sieht zu, daß B. 
eine Tätigkeit „richtig" ausführt und daß er keine „unrichtige" 
Tätigkeit vornimmt. Der beste urul allgemeinste Beweis lür die 
Richtigkeit dieser Funnel wird der sein, daß man stets füi- den 
Ausdruck „einen Andern beaufsichtigen" wird einsetzen können: 
„zusehen, ol) der Andere es richtig macht" oder „zusehen, daß 
er nichts falsches macht". 

3. Wir sehen also, daß der Ausdruck beaufsichtigen stets 
auf den Ausdruck beobaciiten oder zusehen zurückgeht, daß er 
aber noch über diesen Ausdruck hinaus ein Zweckmoment ent- 
hält, das ihm erst seine volle, enger begrenzte, präzise Bedeutung 
gibt. Und zwar ist der Zweck immer der, festzustellen, ob die 
beobachtete Tätigkeit richtig von statten geht. Dadurch unter- 



') Z. B. § 12 des Feld- und FurtttpolizuiguiieUti«. 
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scheidet er sich also von dem Sinne des farblosen, dieses Zweek- 
raoment nicht ausdrückenden Beobachten. Eine völlige Gleich- 
stellung der beiden AusdrOrlcc wäre zum mindesten eine sprach- 
liche Ungenauigkeit, die auf junsüscheiu Gebiete keinen Flatz 
haben kann. 

§ 2. Das Aufsichtsverhältnis. Aufsichtsrecht 

und Herrschaftsrecht 

Haben wir aber erst dieses Schema für den Ausdruck be- 
aufsichtigen gefunden, so lassen sich hieran eine Reihe von 
Folgerungen knüpfen, vrelche uns die Reihe von Vorst-ellungen, in 
deren Mitte die Aufsicht logisch erscheint, enthüllen sollen. 

Wenn A. den B. beaufsichtigt, so heiüt das nach dem Schema: 
A. beobachtet den B. und sieht zu, ob B. eine Tätigkeit richtig 
ausführt und daß er nichts unrichtiges tut. Was heißt aber hier- 
bei nun „richtig" oder unrichtig"? In wessen Sinne soll diese 
Tätigkeif richtig sein? Nur im Sinne dessen, der '=:if" ^eaaf- 
sichtigt. Ks ergibt sirh also, daß hier jemand eine Tat ii;k im! aus- 
übt, ohne darüber entscheiden zu dürfen, ob er sie richtm, '1 h. 
seinem Ermessen nach sachgemäß und seinem Willen eni>^prechend 
ausführt. Sondern diese Entscheidung über Richtigkeit oder Un- 
richtigkeiL seiner Tätigkeit hat ein anderer, der Beaufsichtigende. 
Dieser sagt aber nicht ohne jede Absicht dem Beaufsichtigten 
,,dies an deiner Tätigkeit ist falsch, jenes ist rirhfie", sondern 
der Beaufsichtigte ist an diese Entscheidung dahin gebunden, daß 
er das, was der Beaufsichtigende als richtig bezeichnet, weiter tun 
darf, das hingegen, was der Beaufsichtigende als unrichtig be- 
zeichnet, unterlassen muß. Die Entscheidung des Beaufsichtigenden 
wirkt also bestimmend auf sein Tun zurück. Sein Handeln ist 
also nicht frei, geschieht nicht der eigenen Urteilskraft, dem 
eigenen freien Willen entsprechend, sondern wird beschränkt, ge- 
leitet durch die ihm kundgetane Willensäußerung des Beauf- 
sichtigenden. Dieses Verhältnis des Beschränkt^eins, der (jebunden- 
heit des Willens auf der einen Seite und der dieser entsprechenden 
Überlegenheit des Willens auf der anderen Seite ist aber als 
Herrschaft sverhältnis zu bezeichnen. Der Beaufsichtigt^^ ist dem 
Willen des Beaufsichtigenden unterworfen, das iieiüt: er wird von 
ihm beherrscht. 
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Es zeigt sich also aus allem diesem, daß jedem Anf-i hts- 
TerMltnisse ein HeiTSchaftsverhältiiis zugrunde liegen muß. Ehe 
jemand einem anderen sagen kann, ob eine bestimmte Tätigkeit 
desselben richtig oder fitlsdi, d. h. dem Willen des ersten ent- 
. sprechend oder nicht ist^ muß er ein Becht haben, über die Tätig- 
keit des anderen und die Art und Weise derselben zu reifftgen: 
er muß ein Herrschaftsrecht über ihn haben* 

Es ist näher auf diesen Zusammenhang zwischen Auf- 
sicht und Herrschaft, Aufsichtsrecht und Herrschaftsrecht 
einzugehen. Zunächst ist aber eine andere Feststellung zu keffen. 
Wenn es nämlich richtig ist, daß ein Rechtsverhältnis ein Ver- 
hältnis ist, durch welches Rechte auf der einen und Ptliehten auf 
der anderen Seite hestimmt sind, so ist klar, daß jedes Aufsichts- 
verhiiltnis als ein Rechtsverhältnis zu bezeichnen ist; denn schon 
dadurch, daß ihm ein Herrschaltsverhältnis zugrunde liegt, er- 
gibt siel), daß in ihm Recht*? und Pflichten vorkomnien 

Wenn gesagt worden ist, daß jedem Aut'sichtsverhäitnisse ein 
Herrschaftsverhältnis ziifrrnnde lieg^t, so sei nun der Satz dahin 
erweitert, daß in Imktjiirung davon auch gilt: in jedem Herr- 
schaftsrechte ist ein Aul'sichtsrecht entlialten. THmW sind aber 
Autsicht und Herrschaft, Aufsi' ]itsrecht und Herrschaftsrecht in 
einen notwendigen Zusammenhang gebracht. 

Herrschaft ist begrifflich der Zustand, in welchem das herr- 
schende Wesen fiber das beherrscht« Wesen volle Verfügunprs- 
gewalt besitzt. Ist das Objekt der Herrschaft eine willensunfähige 
Sache, so erschöpft sicli die Verfügungsgewalt des Herrschenden 
darin, daß er mit der Sache .,tun" kann, was er will. Ist aber 
das Objekt der Herrschaft selbst willebegabt — und um Herr- 
schaftsverhältnisse diespr Art kann es sich bei der Aufsicht nur 
handeln — so erstr* ( kt sich die Herrschaft auch auf den Willen 
des beherrschten Wesens. Der Herrschende kann über den Willen 



l>enn eine Aufsicht ist, wie oben erwähnt, nur über ein Tun möglich. 
Zu den willebegabt^u Wesen in) tingerea Sinne treten allerdings alle die 
Ihrer Nfttur nach willaisiiiifthigen Sachen, wdehe auf i^rad eine Ait> b. B. 
dmcdi eise Natnigewalt, ehie e^ene Bewegung haben, wie der dabinflieAende 
Strom, herabrollendc Steine, Maschinen und dergl. Bei diesen Körpern 
wird <\\" in ihnen wirksame Natmrgewalt dem intoUektuellen Willen der 
Lebewesen gleichgesetzt. 
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des Untergebenen verfQgdn, er kann den Willen des Untergebenen 
nach seinem Willen formen. Nattirlich ist hierzu ein Tätigwerden 
des beherrsichten Willens selbst erforderlich, das der Herrschende 
direkt nicht hervormfen kann. Aber dieses Tätigwerden des 
eigenen Willens ist dem Beherrschten durch das Herrschafts Ver- 
hältnis auferlegt: das „mit sich geschehen lassen" der willens- 
onfiiiiigea Sache wird bei einem willebegabten Herrschaftsobjekte 
zum eigenen Wollen, zum Gehorchen. Diese Art der Willcns- 
übertragang bietet nun dem Herrschenden, da eben dabei ein 
freies Tätigwerden des Willens des Beherrschten notwendig ist, 
ans sich selbst heraus nicht die Gewähr, daß sein Wille wirklich 
zur Ausfuhrung konmit und ob er richtig ausgeführt wird. Wenn 
er seinen Willen an einer willensunfähigen Sache betätigt, so weiß 
er, da er direkt auf die Sache einwirkt, daß sein Wille erfüllt 
ist. Wenn er also einen Tisch irgend wohin stallen will und tut 
dies selbst, so weiß er dann auch, daß nun der Tisch dort steht. 
Trägt er jedoch, um denselben Zweck zu erreichen, einem andern, 
z. B. einem Bedienten auf, den Ti-ch nach jener Stelle zu tragen, 
so bedarf es, wenn er sich die Gewißheit verschalten will, daß 
sein Wille, sein Befehl ausgeführt ist, und daß er richtig aus- 
geführt ist, noch einer eigenen TiHigkeit: er muß zusehen, ob der 
Ti'^eh rif'htig an der richtigen Stelle steht. Dies ist aber eine 
Bet; tiLTung des Aufsichtsrechtes: er kontrolliert die Tätigkeit des 
Bedienten. 

Dieses Aufsichtsrecht ist also ein logisches und darum not- 
wendiges Suffix der Befehl -Gewalt über ein selbst willebegabtes 
Wesen Hütte der Herrsiiiende dieses Recht „zuzusehen, ob der 
Andei>' es ricbtig macht" i<der „daß er nichts falsches macht" nicht, 
dann wäre >ein Herrspbaf<s?p<-ht illusorisch. Er erließe Befehle, 
aber kein Untergebener kümiiierte sich darum*') oder er brauchte 
sicii wenigstens nicht darum zu kümmern. Jedes Herrschaftsrecht ge- 
langt, erst durch das Auf^ichtsrecbt zur praktischen Durchftlhrung, 
denn dieses liechi ist das Mittel, durch welches der Herrsi iiende 
sich die Gewißheit verschatien kann, daß die Tätigkeit seines 
Untergebenen seinem Willen entspricht. Schon darum ist es un- 
zweüüihalt, daß jedes Herrachaltsredit dieses Kecht der Autisicht 



') Vgl. aucii LabaDd, Bund 11 Seibu 1^. 
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in sich trägt: Wo ein Herrsehaftsrecht über ein willebegabtes 
Wesen yorliegt» da ist ohne weiteres auch ein Aufsichtsrecht ge- 
geben, und wo eine Aufsicht stattfindet, da ist auch ein Herr- 
sehaftsrecht Torhanden. 

Wenn nun jedes Aufsichtsrecht durch ein Herrsehaftsrecht 
über ein willebegabtes Wesen hervorgerufen wird'), dann werden 
die Erscbeimingsformen eines derartigen Herrschaftsrechtes auch 
die Arten der dazugehörigen Aufsichtsrechte bedingen. Wir werden 
von den Erscheinungsformen dieser Herrschaftsrechte aus zu ver* 
schiedenen Ersrheinungsformen und somit za einer fänteilnng der 
AuMchtsrechte gelangen. 

§ 3. Arten der Aufsicht Positive und n^tive Aufsicht 

1. Das Herrsdialtsrecht Aber ein willebegabtes Wesen äußert 
sich — abgesehen daron, daß auch hier ein rein körperliches 
Verfügen möglich ist — darin, daß der Herrschende den Willen 
des Untergebenen beherrscht. Der Herrschende braucht dem Unter- 
gebenen nur seinen Willen kundsutun, so hat der Untergebene ku 
gehorchen. Die Herrschaft Aber den Willen ist aber nur das 
Mittel, um dadurch ftber die KOrperkrttfte des Untergebenen zu 
verffigen, sie dem eigenen Willen nadi benfttsen zu können*). 

Der Herrschende kann nun zunftdkst, um durch seinen Willen 
eine Tätigkeit des Untergebenen herrorsumfen, diesem eine genau 
bezeichnete, bis ins einzelne yorgesohriebene Tätigkeit auftragen. 
Dies ist die einfachste Art, wie sich die Übertragung seines Willens 
Tollziehen kann. In diesem Falle wird sich die AuMcht des 
Herrschenden nur positiT darauf beschränken, festanistellen, ob der 
Untergebene die ihm erteilten Befehle ausfahrt und ob er sie ge- 
nau so ausfahrt, wie sie ihm erteilt sind. Man wird diese Art 
der Aufsicht als positive Aufsicht bezeichnen können^. 

') Siehe aber aucli Seite 9 Anm. I. 

') Die Verfolgung diesfs Gedankens ist besonders für das Strafrecht 
TOD Bedeutung. Vgl. die Theorie bei v. Liazt über das Handeln auf Be- 
fehl. Ein niheres Eingehai hierauf liegfc jedoch außerhalb des Bahmens 
dierar Aib^ 

") Für die positife Aufsicht in diesem Sinne wird auch dex Ansdmck 
„Kontrolle" gebraucht. Es liegt hier ein« gedankliche Reminiszenz an don 
urspränglichen Sinn diesea Wortes contre-iole (xegenreciinang vor. Man 
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Das Herrschaftsrecht über ein willebegabtes Wesen kann sich 
aber mdit in diesem Befehlen, Auftragen auf der einen und Ge- 
horchen auf der andern Seite erschöpfen. Wäre dies der Fall, 
dann sänke das willebegabte Wesen zur wiUensunfähigen Maschine 
herab: es täte unter Verzicht auf eine eigene Willensäußerung 
immer das und nur das, was ihm der Wille des Herrschenden 
genau vorschreibt; erfolgt kein positiver Befehl, dann ist nichts 
zu tun, sein Wille st«ht still. Jedes willebegabte Wesen wird, 
je höher es entwickelt ist desto mehr, damacli streben, trotz eines 
über ihm bestehenden Herrschaitsrechtes seinen Willen frei zu be- 
tätigen. Der Herrschende wird eine freie Tätif?keit des Unter- 
gebenen nicht verhindern können und auch nicht verhindern wollen. 
Er wird oft ein Interesse an der freien Tätigkeit des Untergebenen 
haben, wie z. B. die Eitern, die sich treuen, wenn ihr Kind frei 
umherspielt. Aber auch in seiner freien, d. h. der nur dem 
eigenen Willen entspringenden TatiirkPit ist der Untergebene 
nicht völlig unbeschränkt; das Herrschaftsrecht, das ein anderer 
über ihn hat, wird sich ihm auch hier fühlbar machen. Der 
Herrschende wird ihn nach seinem eigenen Willen nur solange 
leben lassen, wie es seinem — des Herrschenden — Willen ent- 
spricht. Sobald der Untergebene etwas tut. was dem Herrschenden 
nicht genelun ist, wird der Herrschende dein freien Tun des 
Untergebenen ein Verbot entgegensetzen. Die Gehorsams pllicht 
zwingt dann den Untergebenen, dieses Tun zu unterlassen^). 

Es zeigt sich, daß hier das Herrschaftsrecht sich nicht im 
Befehlen äußert, sondern in erster Linie nur in der Aufsicht: 
der Herrschende beobachtet die freie Tätigkeit des Untergebenen 
and sieht zu, ob er etwas falsches, d. h. etwas dem (iefühl oder 



prüft gleichsam die Tatigirftit dos Beauftragten an der Fland dea ihm er- 
teilten Auftrags nach. Die Äusdrficke bezeichnen aber duch nicht immer 
dats«lbe; denn der Ausdruck „Kontrulle" wird aaeh dann gebraucht, wenn 
dw Auadntck beanfsichtigQn nidit anwendbar ist. Bs ist dies s. B. in allen 
den FftUen möglich, in denen dem betreffenden Verhältnisse eine Hensoluift 
nicht zugrunde lic^'t. z. B.: man kontrolliort den Inhalt einer (icidbassettc, 
oder ein« Kontrolluhr kontrolliert den GaaTerbrauch u. s. w. YgL auch 
Schoenburn, Suite 33. 

') Über positive und negatiTe Aafsieht Tgl. auch Gierke, Genossen- 
sehaftatheorie Seite 6^8 f. 
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dem Willen des Herreehenden meht entepreQhendeB tat Erst so- 
bald er durdi die Aufsidit feststellt;, daß der Untergebene etwas 
falscbee tat» erläßt er einen Befehl, ein Verbot, das diesem Ton 
des Untergebenen ein Ende maebt. IMese Art der Aufsicht, die 
also immer darauf gerichtet ist zu bewirken, daß der Untergebene 
„niehts falsches" tat, kann man als negative Aufsicht be- 
aeidmen. Bei der oben geeehilderten posiüTen Anfrieht kann man 
also für beaufsichtigen stets einsetsen „ansehen, daß der Unter- 
gebene es richtig macht^; bei der negativen hingegen muß man 
einsetsen „ansehen, daß er nichts falsches macht**. 

Man könnte die positive Aufsicht vielleicht auch gebundene 
Aufsicht und dementsprechend die negative Aufsicht freie Auf- 
sicht nennen. Denn die positive Aufsicht kann nur auf Grund 
etnes positiven Befehls, einer Anordnung erfolgen und ist infolge- 
dessen auch selbst an diese Anordnung gebunden. Der Herrschende 
hat dabei nur festsustellen, daß der Untergebene die ihm auf- 
getragene Tätigkeit „riehtig**, d. h. der ihm erteilten Weisung 
gemäß macht. Die negative Aufsicht, die an eine Weisung nicht 
gebunden ist, wfire darnach eine freie AuMcht Aüer bd dieser 
letzteren Bezeichnang st5flt man aaf Schwierigkeiten und Wider- 
sprftche. Denn aadi bei der negativen oder freien Aufsicht können 
bestimmte, vorher erlassene Weisungen, natürlich negativer Art, 
vorli^ien. Der Herrschende kann nämlich, um sich seine Auf- 
sicht zu erleichtem, dem Untorgobonen, der sich frei betätigen 
will, von vornherein eine Zahl von Tätigkeiten bezeichnen, die er 
als seinem Willen nicht entsprechend ansieht und die er ihm dem- 
nach verbietet. So sind z. B. fast alle Qeeetae, die ein Staat für 
seine Untertanen erläßt, derartige vorweg genommene Verbote. 
Der Herrscliende ist dann aber auch an diese generell von ihm 
aufgestellten Verbote gebunden. Er kann ja bei sich bietender 
Gelegenheit noch auf Grund der Aufsicht spezielle Verbote er- 
lassen, dodi wird sich seine Aufsicht /nnächst stets darauf richten, 
festzustellen, daß der Untergebene die für ihn erlassenen Verbote 
nicht übertritt. Die sogentiiinte freie Aufsicht ist also hier doch 
zum Teil gebunden. Sie ist daher besser als negative und dem- 
entsprechend die oben zuerst dargestellte Aufsicht als positive 
Aufsicht zu bezeiehnen. 
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Nebenbei sei bier auf emen Pmikt hingewiesen, der swar für 
die vorliegende Frage von gennger Bedeutung ist, der aber in 
einer allgemeinen firSrtemng Aber AuMcbt nicht £^Ien darf, 
da er im logisehen Zusammenhange ein wichtiges Bindeglied dar- 
stellt. Es ist dies das Verhftltnis zwischen Aufsicht und Ver- 
antwortlichkeit 

Eme Aufsicht findet, wie oben gezeigt, stets dann statt, wenn 
eine Herrschaft fiber ein willebegabtes Wesen vorliegt. Voraus- 
sdisung für die Aufiiicht ist also die Geibundeiiheit eines Willens 
durch einen andern übergeordneten Willen. Diese Gebundenheit 
dee untergebenen Willens bewirkt aber, daß der Träger dieses 
Willens, der Unteigebene, flir das Tun, das er im Gehorsam 
gegen den Willen des Herrschenden ToUfShrt, nicht Terantwortlich 
ist. Denn die Rechtsfolgen f&r ein Tun können den Täter nur 
treifen, wenn dieses Tun seinem eigenen fireieD Willen entspringt. 
Ist ihm aber durch das Uber ihm bestehende Herrscbaftsvjerhftitnis 
eine bestimmte Sichtung fllr seine Bet&tignng vorgezeichnet, von 
der er nicht abweichen darf, so hat er sein freies Selbstbestimmungs- 
recht verloren. Die Rechtsfolgen für sein Tun, sumal nach außen 
hin, muß der tragen, der die Richtung seines Willens bestimmt 
hat, also der Herrschende: der Herrschende ist für sein Tun ver- 
antwortlich Ohne weiteres leuchtet dies bei der positiven Auf- 
sicht ein. Denn wenn der Herrschende eine bestimmt bezeichnete, 
genau festgelegte Tätigkeit dem Untergebenen vorschreibt und 
dann auch beobachtet, daß der Unte^ebene genau den Anord- 
nungen nach handelt, dann kann nicht der Untergebene, sondern 
nur der Auftraggeber fllr die Rechtsfolgen verantwortlich sein. 
Der Untergebene ist hierbei ja nur sein, wenn auch selbst wille- 



*) DenHlben Gedukengaug venrendet In vingekohrterBiditiiiig Sehoen* 
born, S«ite 28. 

-) Selbstverständlich ist der Untergebene nur soweit von der Verant- 
wortlichkeit entbunden, als < r tatsächlich nicht frei gehandelt hat. Hat er 
etwas außerhalb des ihn bindenden Herrschafts rechtes potan oder ^av gegen 
den Willen des Herrschenden gehandelt, dauu wird ihu die Verantwortang 
treffen. TgL nndi $ 881 B.6JB. Oft auch wird dem Untergebenen ein 
Tun yon einer &ber ihm und filter dem Hemehenden skelieiiden Gewalt, 
z. B. der Staatsgewalt verboten sein. Dann darf er einen ihm gegebenen 
Befehl nieht befolgen, oder eber ihn aelbsfc trifft die Verantwortlichkeit. 
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begabtes Instnunent*). Aber auch bei der negativeD Aufsicht 

zeigt sich die Verantwortlichkdt dM Herrschenden. Der Herr- 
schende läßt den Untergebenen nur so weit frei handeln, als diese 
freie Tätigkeit ihm genehm ist. Alles was ihm onriebtig erscheint, 
verbietet er. Wenn nun der Herrschende dem Untergeben en etwas 
objektiv Unrichtiges dordigehen läßt, so treffen ihn die Bechts- 
folgen; denn er konnte und mußte dem Untergebenen dies Ton 
untersagen'}. In diesen Fällen wird aber auch der Untergebene 
neben dem Herrschenden die Verantwortlichkeit fflr sein Tun 
tragen müssen. 

Für die Verantwortlichkeit des Beaufsichtigenden ii in sichtlich 
der Tätigkeit des Beaufsichtigten finden sich zahlreiche Beispiele 
des täglichen und des Rechtslebens. So die Verantwortlichkeit 
des amtlichen Vorgesetzten für die Tätigkeit der ihm Untergebenen, 
die Verantwortlichkeit des Betriebsaufsehers einer Fabrik hinsicht- 
lich der T&tigkeit der Arbeiter. Beispiele für die Verantwortlich- 
keit bei negativer Aufsicht bieten insbesondere die § § 832, 834 
B. G. B. In beiden Paragraphen kommt auch der Ausdruck Ver- 
antwortlichkeit vor'). 

2. Wenn oben die verschiedenen l^^rscheinun^^sformen der Auf- 
sicht — positive oder negative Aufsicht — erörtert worden sind, 
ist nunmehr noch auf die Entstehung und den Urnfang iles .Auf- 
sichtsverhältnisses einzugehen. Es soll versucht werden, auch nach 
diesen Gesichtspunkten eine Einteilung der Aufsichtsrechte zu 
gewinnen. Auch hierbei w r l auf die den Aufsichtsrechten zu 
Grunde liegenden Herrschafts rechte zurückgegangen werden müssen. 
Es ergibt sich nun die Frage, ob eine Einteilung der Herrscliafts- 
verhältnisse ihrer Entstehaog und ihrem Umfange nach möglich 
ist 

Die Herrschaftsverhältnisse kann man ihrer Entstehung nach 
in natürliche und künstliche Herrschaftsrechte einteilen. Die erst- 
genannten entstehen dadurch, daß zu einem an und für 
sich überiegeuen Wesen ein von Natur schwächeres, unter- 

0 den Sali: <)ni fiuiit per ilium, facit per M. 
TgL aoeh Lab and Bd. X, Seite M7— 848, daneben Beiehabeamten* 
geaetz § 13. 

^) Vuti praktischer Bedeutung wird die Frage über das Verhältnis von 
Aufsicht und Verantwortlichkeit m. E. bei der polizeilichen Aufsicht: wenn 
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legenes Wesen in Beziehung tritt. Hierbei ergibt sieh sofort die 
naturgemäße Folge, daß der Wille des potentiell Tieferstebenden 
Ton- don Willen des potentiell Höherstehenden abhängig, d. h. 
von ihm in seiner Totalität beherrscht und geleitet wird. Wenn 
also ein Mensch und ein Tier oder ein erwachsener Mensch und 
Kinder in Beziehungen treten, so ist es selbstverständlich, das 
heiBt naturgemäß, daß der Mengcli das Tier und der erwachsene 
Mensch die Kinder beherrsciit. Ks entsteht zwischen ihnen ohne 
weiteres ein natürlichee Herrsohaftsverhälfnis 

Soll aber zwischen zwei an und Ar sich gleichstehenden 
Wesen*), also z. B. zwischen erwachsenen MeDschen, ein Herrschafts- 
▼erhfiltnis entstehen, so muß dieses erst zwischen den Beteiligten 
kflnstlich geschaffen werden. Man hat hierbei von der ▼ftlligen, 
unbeschrankteE WiUensfreiheil jedes einzelneD erwachsenen Men- 
sehen, wie sie die geschichtliehe Entwidcelmig des Torigen Jahr- 
hunderts auch rechtlich zur Anerkennung gebracht hat"), auszu- 
gehen. Jeder einzelne Mensch steht an und fQr sich gleichge- 
ordnet neben dem andern. Ein natflrliches Herrschaftsrecht ist 
keinem über einen andern — von den verwandtschaftlichen Ver- 
hältnissen und der £be abgesehen — gegeben. Soll mm ein 



s. B. die Banpeliiei bei Brriditimg emes Braweiks im ft&ntlidieii Intweue 
eine bestimmte Fenn der Bnriehtang, wie es ftblich ist, genu Toisehreibt 
und infolge dieser Errichtung ein Unfall Terursacht wird, dann erscheint 
zweifelhaft, wer ?am Schadenersatz für den Unfall verpfliclitt't ist. Die 
Polizei lehnt fine S-!rhf)<1< fu^rsatzpflicht ihrerseits ab; der Private kann ein- 
wenden, daii nr mcht ander» baiien durfte. 

') Daß sich mit dem natürlichen Herrschaftsverhältnis auch ein natür- 
liches Schnt2verhältnis verbindet, ist ohne weiteres klar. Es ist aber eine 
Vermeugung der Begriffe, wenn 0. Mayer, d. Verwaltungsrecbt, Ii. 8. 41Ö f.* 
die Sehntsgewelt ab einen Teil der Aofsiehtsgevalt beseidinet Biehtiger 
ist, wenn Gierke, Oen.-l!heorie L Seite 746, und y. Stein, Yenndtongs- 
lehre I. S. 147, die gesamte Aafsicht fiber «inen SelbstrerwaltangskOrper als 
Yonnundschaft bezeichnen. 

Den folgenden Erörterungen liegen nur die privatrechtlichen Herr- 
schafU?erhiltni8«e sn Gmnde. Die Herrkhaftsverhältnisse des 6ffenÜieh«i 
Bedits, also die Hwrsdiaftsrechke des Staates, der Kirebe, d« 0«neinde 
und anderer Zwangsgenossenschaften über ihre Mitglieder sind snnichst nieht 
berfieksichtigt. Hinsichtlich des Staates vcrgl. aber unten § 6. 

Als wichtige« Beispiel die Aafhebong der Leibeigensehaft 
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Herrschafbsrecht entstehen, so maß der eine seinen freien Willeti 
aufgeben und mit einem andern vereinlwrea, dessen Willen als 
sein Ton bestimmend anndimen d. h. ihm gehofdien ta. wollen. 
Er gesteht also dem andern ein Herrschaftsreoht ftber sieh su. 
Doeh wenn er dieses Herrschaftsrecht ohne jede Mnschrflnknng 
zuließe, dann gäbe er seine eigene Perstoliehheit vOllig auf und 
Bftnke znm willensunmttndigen Kinde heiib. Er wird also gleieh- 
aeitig mit dem Herrschenden ein Abkommen trefEen, das dessen 
Herrschaftsrecht beschrankt. Diese Einschränkung kann von zweier- 
lei Art sein: entweder ist das Herrschaftsrecht xeitlieh beschränkt 
oder es ist nur auf bestimmte T&tigkeiten des Untergebenen ge^ 
richtet Ist es zeitlich begrenzt, so heißt dies: der Untergebene 
will eine bestimmte Zeit hindurch alles das tun und nur das tun, 
was ihm der andere befiehlt; sein Tun und Lassen soll diese Zeit 
Aber der andere bestimmen. Das HerrschaftsTerhältnis kann aber 
auch derart eingegangen werdra, daß der eine fllr eine bestimmte 
Tätigkeit oder für eine bestimmte Zahl von Ttttigkeiten seine 
Kraft dem Willen des anderen zur VerfDgung stellt. Li der 
Wiiklichkeit des täglichen Lebens werden jedoch diese beiden 
Arten der Abgrenzung eines HerrschaftsTerhftltnisses selten oder 
nie abgesondert für sich allein vorkommen; es wird fast immer 
eine Verbindung Platz greifen. Das Herrschaftsverhältnis wird 
einmal zeitlich begrenzt oder doch begrenzbar sein, andererseits 
aber auch nur eine bestimmte Zahl oder doch eine bestunmte Art 
von Tätigkeit^ umfassen. Als bestes Beispiel hierfür seien nur 
sämtliche Dienstverhältnisse, die amtlichen') wie die privatrecht- 
lichen, erwShnt, in denen stets eine derartige Bestimmung zu 
finden isi 

Haben wir bisher die HerrschaftsverhAltnisse nach der Ver- 
schiedenheit ihrer Entstehung eingeteilt, so zeigt sich nunmehr, 
daß dieselbe Einteilung auch beibehalten werden kann, wenn man 
deu Umfang der Uerrschaff^verhältnisse betrachtet. Wie oben 
schon angedeutet, erfassen die sogenannten natürlichen Herrschafts- 
verhaltnisse das untergebene Wesen in allen seinen Betätigungen. 

') Wenn die Anstellung der Beamten such 7!iinei.st auf Lebenszeit er- 
lolgt, so ist doch dauiil nicht die absolut« Unlüsbarkeit des Dieostverbält- 
liiMW gegebon. Allerdings ist die einseitige Lösung des Verhältnisses ron 
Seiten der Behdrde besonders erschwert 

Kl«fer. AsfMelitswdit las Bdobss 2 
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Da diese Heirschaflsrerli&ltDisse notvrendlg ans dem GruBde ent- 
stehen, daß das untergeliene Wesen einen potentiell geringeren 
Willen bat, so sehließen diese Heirschaffcsrerhaltnisse eine ganz- 
lieh freie BetKtigang des untergebenen Willens Überhaupt aus. 
Die natürlichen Herrschaftsverb&ltnisse sind also gleichseitig als 
Tollkommene HerrschaftsyeTbftItnisse zu bezeichnen. Die künst- 
lichen oder hesser gewilMrten Herrschaftsverhältnisse sind, wie oben 
gezeigt ist, schon ihrem Wesen nach derart^ daß die Verabredung, 
die sie begründet, auch gleichzeitig ihren Umfang bestimmt 
Diese Verabredung zwischen Herrschendem und Untergebenem wird 
nieht immer ein ausdrücklicher Vertrag sein, sondern es kSnnen 
stillschweigend ein für allemal aufgestellte Vertragsbedingungen, 
wie sie z. B. die Beditsordnung in Dienstrertrag, Lehrvertrag 
tt. 8. w. aufstellt^ angenommen werden. Aber eine Beschrankung, 
die den freien Willen des Untergebenen wahrt, muß stets vor- 
handen sein. Man »ehe z. B. das Kündignngsrecht nach § 624 
BGB« wler die (nicht als ausreichend zu erachtenden) Schranken 
für die sog. Konkurrenzklausel im §74 H(tB., selbst in § 1331' 
der Gewerbeordnung. Ein Gebiet von gar nicht abzusehender Br- 
streokung wird mehr und mehr in den sog. TarilVertrilgen be- 
schritten'). Die gewillkürten Herrschaftsrechte sind also auch 
als unvollkommene Herrschaftsrechte zu be/cithnen. 

Diese Einteilung der Herrschafts rechte in natürliche und ge- 
willkürte oder vollkommene und unvollkommene wirkt entspreclierid 
auf die mit den Herrschaftsrechten verbundene Aufsicht zurück. 
Gerade die naturlichen Herschaftsre* lif o werden sinnfälliger, wenn 
man sie als natflrliche Aufsichtsrechte betrachtet. Denn in 
ihnen ist zumeist Aufsicht gleich Herrschalt. Ohne weiteres zeigt 
sich auch bei ihnen, daß die Aufsicht des Herrschenden nach keiner 
Richtung hin beschränkt ist, daß sie also auch vollkommene 
Aufsichtsverhältnisse darstellen. Im Gegensatz hierzu ist das Auf- 
sichtsrecht, das auf einem gewillkürten, beschränkten Herrschafts- 
reehte beniht, genau seinem Umfange nach begrenzt. Denn es 
kann sidi nur so weit erstrecken als das Herrschaftsreeht reicht, 
mit dem zusammen liangt. Und Avenn es ■,\\\r]\ selten um seiner 
selbst willen zwischen den Parteien irowillkürt werden wird, so 
wird andererseits doch oft der Fall eintreten, daß der das Herr- 

*) Daxu VörhaDdlungen des 29. Deatscfaen JnristeiitageB 1906. 
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achaftsracht swiselieii Partden begrOndende Vertrag aasdrtlck- 
liche Bestimmungen darüber trifft, wie der Herrschende seine ibm 
Tertraglich zustehende Aufsieht Ober den Untergebenen ansflben darf. 
Es ist also hierbei dann die Aufsicht audi noch innerlich, d. b. in den 
Betätiguugsmitteln beschiftnkt. Der augenfülUigste Jieweis dafllr, 
daß die auf einem gewillkürten HerrschaftsTerbfiltnisse berohende 
Aufsicht stets eine beschrankte ist, wird aber der sein, daß bei 
derartigen Aufsichtsirerhftltnissen die Zahl und Art der möglichen 
Au&ichtskonflikte bedeutender ist als bei den natflrlichen Aufsichts- 
verhaltnissen. Die Grenisen der Aufsicht sind enger, darum ist 
ein Streit ftber diese Grenzen hftufiger. 

§ 4. Der Inhalt des Auf sichtsrechies. 

Bisher sind die verschiedenen Arten der Aufsicht erOrtert 
worden, nunmehr ist auf das ihnen Gemeinsame, auf den Inhalt 
jedes Aufs ichtsr echtes einzugehen. 

Der Inhalt eines Bechtes ist die Summe der möglichen Be- 
rechtigungen, die das abstrakte Recht in allen konkreten An- 
wendungsfällen ergibt, bezw. in sich schließt Denn in den 
wenigsten Fällen ist der Inhalt eines Bechtes mit einer einzigen 
Berechtigung erschOptt. Sondern jedes Becht umfaßt zumeist 
eine ganze Zahl logisch mit einander verbundener und logisch 
sich ergebender Berechtigungen. So anch das Aufsichtsreeht. 
Und da das Aufsichtsrecht nur innerhalb eines Aufsichtsverhalt- 
uisses,*al8o nur in Beziehung auf ein willebegabtes Objekt denk- 
bar ist, so werden jeder Berechtigung des Beaufsichtigenden ebenso 
viele Pflichten des Beaufsichtigten entsprechen. 

Der Inhalt jedes Bechtes wird durch den Zweck bestimmt, 
den das Becht konkret erfüllen soll. Der Zweck des Auiäichts- 
rechts ist aber schon oben, wo der Zusammenhang von Aufsichts- 
reeht und Herrschaftsrecht erörtert wurde, bestimmt worden. Es 
soll dem Herrschenden die Gewißheit verschaffen, daß die Tätig- 
keit des Untergebenen dem Willen des Herrschenden entspricht. 
Und wie oben gezeigt, ist hierbei zwischen positiver und negativer 
Aufsicht zu unterscheiden. Die positive Aufisicht soll dem Herr- 
schenden, der dem Untei^benen eine bestimmte Tätigkeit auf- 
getragen hat, kund tun, ob der Untergebene die ihm aufgetragene 
Tätigkeit ausübt und ob er sie richtig austtbt. Die negative Auf- 

2» 
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siebt soll dem Herrschenden hei freier TItIgkeit des Untergebenen 
Anfecfalnß darüber geben, daß der Untergebene nichts Unrichtiges 
d. h. niehts dem unausgesprochenen Willen des Herrschenden 
Widersprechendes tut. 

In beiden Fällen soll der Herrschende über die Tätigkeit des 
Untergebenen ein Urteil abgeben. Dieses Urteil geht dahin, ob 
die Tätigkeit des Untergebenen richtig, d. h. dem Willen des 
Herrschenden entsprechend ist oder nicht. Um dieses Urteil f<Ulen 
zu können, muß nun der Herisoliende zunächst die Berechtigung 
haben, jeder Zeit die Tätigkeit des Untergebenen in vollem Um- 
fange in Äugenschein nehmen zu dürfen. Dieses Recht der 
Kenntnisnahme ist der elementarste Ausfluß des Hechtes zur 
Aufsicht. Auf der Seite des Beaufsichti-^ten entspricht diesem 
Kochte des Beaufsichtigenden die unbedingte Pflicht zur Offen- 
logiing seiner T&tigkeit. Er mnß den Beaufsichtigenden in die 
Lage setzen, seine Tätigkeit genau beobachten zu können. Ins- 
besondere mnß er alle Anordnungen, die der Beaufsichtigende an 
ihn erläßt, um seine Tätigkeit bis ins £inzehie hinein klar zu 
erfassen, befolgen. 

Wie sich in der Wirklichkeit des praktischen Lebens dieses 
Recht der Kenntnisnahme auf Seiten des Beaufsichtigenden und 
die Prticlif des Beaufsichtigten zur Otfeniegung und Auskunfts- 
erteiluug, zumal bei umfangreicher Tätigkeit des Beaufsiclitigten, 
ge8talt<>n werden, ist summarisch kaum festzulegen Hei den 
kfmslliclien oder gewillkürten Herrschaftsrechten wird zumeist der 
das lleiTschaltsrecht l)egründende und abgrenzende HerrscJiufts- 
vertrag aue!i Hostimnningen darüher enthalten, in welclier Weise 
der Herrschende die ihm zustehende Aulsielit über die Tätigkeit 
des Untergebenen austiben darf. Oft auch werden sich die dahin- 
gehenden Berechtiiruniren des Herrschendt n <in»! Verjjtlirhtungen 
des ünteriirlM rii i: aus dem /n Onin Ir liegenden, iillgemein ge- 
(»rdnetiui Keciii.N\ - i li;iltnis-r t i Li- ln ii. üci den natürlichen Herr- 
schal't.sverhaltiiis!isen vveiilcti (l. iartiu» 1 !ivv| mimungen zumeist lelilen. 
Für diese und im Allgemeinen wird lestzu>tellen sein, daß jedes 
Mittel, weiches geeignet ist, die Tätigkeit des Beuulsichtigteu der 
f ■ — 

' Oder doch dem nicht restlos ansgespiochenen Willen. YevgL oben 
Seit« li^—ia. 
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Prüiiing des Beaufsichtigenden offenzolegen, auch durch das fieeht 

zur Aufsicht gegeben ist*). 

Als hauptsächlichste Arten und Mittel der positiven und 
negativen Aufsicht werden zu nennen sein: ständig sich inder- 
holende Bevisionen, unvermutete Bevisionen, das Einfordern von 
Berichten, die Anordnung laufender Berichte, Akten-Einsidit, 
Bechnungskontrolle 

Eine weitere Berechtigung, die das Au&iehtsrecht gewährt, 
wird dch in dem Falle ergeben, daß der Beaufsichtigende bei 
seiner Beobachtung eine &lsche Tätigkeit des BeauMchtigten fest- 
stellt. Er wird also bei positiver Au&icht feststellen, daß der 
Beaufsichtigte bei der ihm aufgetragenen Tätigkeit von der ihm 
erteilt«! Instniktion abweicht; bei negativer Aufsicht geht die 
Feststellung dahin, daß der Beaufsichtigte etwas tut, mit dem der 
Herrschende nicht einverstanden isi In beiden Fällen wird der 
Beaufsichtigende das Becht haben, dem Beaufsichtigten mitzuteilen, 
daß dieser in dem bestimmten Punkte nicht dem Willen des 
Hen*schenden entsprechend handelt; er wird ihn auf dieses Ab- 
weichen von seinem Willen aufmerksam machen. Es ist dies»* 
Berechtigung als das Recht der Beanstandung oder Mängel- 
rüge b^eichnet worden'). Der Beaufsichtigende rügt, tadelt 
etwas, das er als Mangel der ri( htigen Ausführung bezeichnet^). 

Diesem Bechte des Beaufsichtigenden zur Mängelrüge oder 
Beanstandung entspricht auf seiten des Beaufsichtigten die Pflicht, 

*) Vgl. z. B. die Aui'ttkhtstätigkoit dor Gcwerbeiiul'äiclittibo»mttin, 
DienitMiweisnng vom 88. Min 1898 (Hinist -Blatt dw inneren Yenraltong 
Seite 190.) §| 6—8. 

Ober das präventiTc AufsichUmittel der Genehmigung bin ich der- 
selben Meinung wie Prouü, l>as städt. Amtsrecht i. P. S. 163. Es ist frci- 
licli daäjouigü Auf^icbtümittel, welches in den heutigen Itechtbötiuit nuch 
ijumer rndimentftre Eigenschaften vom Poliseistaat her herein tr&gt. Vgl. 
auch die dort Zitierten. 

Mit scharfer Gliederung Häiiel, Band I Seite 311. 
*) Vgl. als Beispiele; § 80 des preußischen Ausfuliruiigsgcsct7;os 7A\m 
(i. V. O., das Recht der Beanstandung im Preußischen Kouiiimiialrechte, 
im § 77 der Städtcordnung vom 30. Mai löö3 uder § 140 der Landgemcinde- 
ordnnng vom 8. Jnli 1891. Die fiigeatindidikelt in der AasfOhrung der 
Beaastandimgf wobei aidi die Anfeiehtebebörde in einer den SelbstTerwaltongs- 
körper schonenden Weise eineg Beamten dar Kommune bedient, iutereaaiert 
an dieser Stelle nicht 
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der Mängelrüge Oehfir zu geben. Denn wie schon oben erw&iiiit» 
führt der Beaufsichtigende die Aufsicht nur, um durch sie sein 
Herrschaftsrecht über den Beaufsichtigten zu verwirklichen, um 
also sich zu vei^ewissern, daß der Beaufsiclitigte seinem Willen 
gemäß tätig wird. Deshalb muß der Beaufsichtigte, sobald eine 
Mängelrüge erfolgt, dieser Gehör geben. Denn sie übennitt^lt 
ihm oinc WillensäußfrunGj des Herrschenden. Bei positiver Auf- 
sicht wird der Beaufsichtigte prüfen müssen, ob er tatsiichlii^h von 
der ihm erteilten Weisung abgewichen ist. Bei neg.itiver Aufsicht 
wird für ilm nur in dem Falle, daß ein künstliches und also 
unvollkommenes Herrschaftsrecht des Beaufsichtigenden zu (iiunde 
liegt, eine Prüfun}^, oh die Mängelrüge berechtigt ist, möglich 
sein. Denn wenn der Hen'schende nicht über die gesamte freie 
Tätigkeit des Beaufsichtigten verfügen darf, so ist es möglich, daß 
er mit dem Befehle, der in der Mängelrüge enthalten isf. die 
Grenzen seiner Compelenz überschreitet. Er kann also I i I i i 
dem Untergelicnen etwas untersagen auf einem Gebiete, auf welchem 
der üntergebene seiner Henschaft nicht unterworfen ist. In diesem 
Falle konnte der Bt i n iditigte die Mängelrüge zuiückweisen. 

Liegt aber ein natürliches HeiTscliattsreciit vor, das alle 
Tätigkeit«!) tics Untergebenen erfaßt, so ist bei negativer Aufsicht 
eine Prüfung von Seiten des ünterLo-benen, ob die ihm mitgeteilte 
Mäncfehiige berechtigt ist, ilusge^chlo^^cn. Denn hier hat er über- 
haupt kernen freien Willen dem Herrschenden cretxonüber. Kommt 
er jedoch in den beiden ersten Fällen zu »iera Schluß, daß 
aus dem eineti oder andern Grunde die Mängelrüge zu Unrecht 
erfolgt ist, so muß er diesen Wi<lerspnich «jegen den Willen des 
Herrschenden diesem erklären. Es komint damit zum Aufsichts- 
konflikt. In diesem wird festgestellt, ob die von dem Beauf- 
sichtigten erhobenen Einwendungen gegen die Mängelrüge berech- 
tigt sind. Sind sie berechtigt, dann ist die Mängelrüge gegen- 
standslos geworden. Wird aber festgestellt, daß sie unberechtigt 
sind, so hat der Beaufsichtigte nunmehi zur Mangelabhilfe zu 
schreiten. Er hat nunmehr dem ihm kundgetmen Willen des 
Beaufsichtigenden Folge zu leisten. Dasselbe hat bei einem natür- 
lichen Herrschaftsrechte im Falle negativer Aufsicht der Unter- 
gebene sofort zu tun, da ihm hier keine Möglichkeit, die 
Mängeli*üge anzufechten, bleibt. 
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Sollte aber der Beaufsichtifj^te, ohnohl er endgflitig zur 
Maiigelabhilte verpfUchtet ist, trotzdem nicht zur Abstellung des 
Mangels schreiten, so hat der Beaufsichtigende weiterhin das 
]\M'ht zwangsweise die Durchsetzung seines Willens herbeizu- 
führen. Dieses Zwangsrecht ist ihm nicht durch das Aufsichts- 
recht gegeben, sondern es ist ebenso wie dieses ein notwendiger 
Ausfluß des Herrschaftsrechtes. Doch da es hier als unmittelbare 
Folge d%T Aufsicht in die Erscheinung tritt, so ist auch die.^Pf 
Zwangsrecht gleichsam als notwendiger Schlußstein des Aufsichts- 
rechts zn erwähnen. Denn wie jedes Herrschaftsrecht über ein 
willebegabtes Wesen praktisch unwirksam wäre, wenn es nicht zu 
seiner Verwirklichung und Durchführung das Aufsichtsrecht zu 
Gebote hätte, so muß stpts hinter dem Aufsichtsrechte, soll es 
nicht praktisch unwirksam und illusorisch sein, das Zwangsrecht 
stehen. Dieses soll diirnh ircrond wolche körperliche oder geistipre 
Kinwirkun!? den Untergebenen dahin bringen, daÜ er seinen Willen 
nach dem Willen des Herrschenden ändert, oder daü er doch 
gegen seinen eigenen Willen den betrelTenden Rrfolg herbeiführt 
Dieses Zwani^^srecht allein ist, wenn es /um Äußersten kommt, 
imstande, die durch da'« Anfsi( htsrecht festgestallte Abweichung 
des Willens des Beaufsichtigten von dem Willen des Beauf- 
sichtigenden unschädlich zu machen; dem Herrschaftsrechte des 
Beaufsichtigenden zum Siege zu yerheiteu. 

§ 5. Die AufsichtskonfUkte. 

Es bleibt noch etwas naher auf die Aufeichtskonftikte einen- 
gehen. Diese stellen sich, wie oben gezeigt, dann dn, wenn auf 
eine liangelrfige des Beaufsichtigenden hin nicht die Abstellung 
des Mangels, sondern ein Widerspruch des BeauMchtigten erfolgt. 
Es ist auch schon gesagt worden, daß hier die Fülle der positiven 
und der negativen Aufsicht auseinanderzuhalten sind. Bei der 
positiven Aul^idit, wo also eine bestimmte, ins Elinzelne gehende 
Anordnung des Herrschenden vorliegt, kann der Beaufsichtigte 
seinen Widerspruch gegen die Mängelrflge nur darauf stützen, 

') Eventuell wird auch anderweitig gegen seinen Willen der Er- 
folg herb eigef Ohrt. Im allgemeinen G. Meyer, Artikel „Zwangügewalt" im 
Wfeterhndi dm dentflehen YerwAltungarechts II 1008. 
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daß er hchauptot, von der ihm anfänglich erteilten Anweistin^ 
nicht abgewichen zu sein, also richtig gehandelt zit haben. Die 
Änderang seiner Tätigkeif, *lie der Beaufsichtigende nunmehr von 
ihm verlange, sei eine Äiideiung im Willen des Beaufsichtigenden. 
Sein jetziger "Wille weiche von der dvm Untergebenen erteilten 
Anwoi-iinfer ab. Und da der Beaufsi 'htigende gleichfalls an den 
von ihm erttulteu Belehl gebunden sei, so braucht' <\>n- Beauf- 
siclitigte dem geänderten Willen nicht Folge zu leisten. Der 
Streit geht also hierbei darum, ob die vom Beaufsichtigenden ge- 
rügte Tätigkeit des Beaufsichtigten diesem im iin tan glichen Befehl 
aufgetragen sei oder nicht. Im privaten Leben werden sich diese 
Aufsichtskontlikt*' zumeist sehr leicht erledigen. Denn der Herr- 
schende wird sich auf einen Streit über den von ihm anfangli<^h 
erteilten Befehl nicht einlassen; sondern indem er die 1h i ihm 
eingetretene Änderung seines Willens zugibt oder doch wenigstens 
dahin gestallt sein läßt, wird er die Mängelrüge dadurch erledigen, 
liaß er dem Untergebenen eine neue positive Anweisung erteilt, 
die dieser natürlich ohne Widerspruch befolgen muß. Schwieriger 
gestalten sich diese Aufsichtskonflikte nur, wenn <ler die Tätigkeit 
des Untergebenen regelnde positive Befehl aul lange Zeit fest- 
gelegt ist und nicht ohne weiteres abgeändert werden kann. Ks 
ist dies z. B. st«ts bei allen ötlentlichen, besonders st*iatlichen, posi- 
tiven Anordnungen der Fall. Diese sind gesetzlich d. h. in einer 
durch die staatliche Rechtsordnung bedingten und bestimmten 
Weise festgelegt. Darum kann sich sehr wohl ein ordnungs- 
mäßiger, geregelter Streit über Inhalt oder Auslegung der Gesetzes- 
bestimmung zwiscben Herrtschendem und Untergebenem ergeben. 
Denn der SHiaat ist an das toh iliiii erlassene Gesetss rechtlich 
gebunden und kann es nicht ohne weiteres im gegebenen Falle 
abftndem. 

Bei der negativen Aufsicht ist^ wie gezeigt ist, ein Wider- 
spruch gegen die Mängelrüge und damit ein Aufiiohtskonflikt nur 
möglich, wenn nicht ein Datfirliches und vollkommenes, sondern 
ein kfinsUiches und unToUkommenes Herrschaftsreclit vorli^. 
Der Beaufsichtigte stütet hier seinen Widersprach nicht darauf, 
daß er im Gegensatz zum Beaafisiehtigenden behauptet richtig 
gehandelt zu haben, sondern er behauptet: die Tätigkeit, die ihm 
der Beaufsichtigende in der Mängelrüge verbietet, liege außerhalb 
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des Herrschaftsrechtes des Beaafeichtigenden, er habe ihm diese 
Tätigkeit nicht zu verbieten. Der Aufsichtskonllikt dreht sich 
also darum, ob die vom Beaufsichtigenden verbotene Tätigkeit des 
Beaufsichtigten noch im Bereiche des zwist heri ihnen bestehenden 
Herrschuftäverhältnisses liege oder nicht: der Streit geht hier also 
um die Zuständigkeit des Herrschenden. 

In den beiden Fällen der Aufsichtskonflikte, dem zuletzt er- 
wähnten und dem oben geschilderten, ist also der Beehtsgrund 
für die Weigerung des Beaufsichtigten, der Mängelrüge zu ge- 
nfigcn und Abhilfe zu schaffen, wesentlich verschieden. Im ersten 
Falle bestreitet er das Henschaftsrecht des Beanfsichtigenden 
nicht, sondern er bestreitet nur, daß er dem in der Mängelrüge 
liegenden neuen Befehle Folge zu leisten habe, solange er einem 
früheren Befehle nach richtig handele. Im zweiten Falle bestreitet 
er das HeiTschaftsrecht des Beaufsichtigenden über ihn auf dem 
von der Mängelrüge bertihrten Gebiete. Und wie sich im ersten 
Falle der Streit um den anfänglich vom HeiTschenden erteilten 
Befehl, die Anweisung, dreht, so dreht er sich im zweiten Falle 
um den Inlialt des das Herrschaftsvertiältnis begründenden Herr- 
•Schafts Vertrages. 

Auf welche Weise diese beiden Arten der Anfsichtskonflikte. 
zwischen Beaufsichtigendem nufl Heaufsiciitigtem inledigt werden, 
ob durrli Einigung zwisciien den Parteien oder durch Entscheidung 
eines Dritten, ist gleichgültig. Jedenfalls ist es ein regelrechter 
J^treit, in welchem eine der ?Hrt4?ien mit ihrer Behauptung Recht 
behalt^Mi muli. Wird der Aufsichtskonllikt zu (Timst^ni des Herr- 
schenden entschieden, wird also festgestellt, daß die Einwendungen 
des Beaufsichtigten gegen die Mängelrüge zu Unrecht erfolgt sind, 
so hat der Beaufsichtigte nunmehr für AhstelhiTig des gerügten 
Mangels zu sorgen. Werden seine Einwendiintt ii i:<>{im die Rüge 
aber als bejechtigt anerkannt, dann hat der Herrsclieude damit 
das Rflgerecht verloren. 

Zum vSchliiii dieser Hllgein(!inen Rroderung ist noch diuauf 
hinzuweisen. daU bei den bisherigen P\)lgerungen die einfachsten 
und ursprünglichen Verhältnisse zu Grunde gelegt worden sind. 
Es ist also zwischen der Person des Herrschenden und der des 
Beaufsichtigenden ein Unterschied nicht gemacht worden. Tat- 
sächlich können dies aber oft verschiedene Personen sein. Denn 
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wenn auch das Aufsirhtsrocht unzweifelhaft logisch mit dem Herr- 
schaftsrechte verbunden ist, so ist es doch andererseits ein so 
seihstständicres Hecht, daß es von dem Herrschenden seiner Ans- 
iibung nach an einen Dritten übertragen werden kann. Dieser 
Dritte fülirt dann für Dm und an seiner Stelle die Aufsicht über 
die Tätigkeit des üntercf*^benen Damit bekommt der Dritte aber 
nicht auch ohne weiteres das Herrschatisieciit tiber den Unter- 
gebenen, sondem das Herrschallsit'cht. die Verfügunf^sizewalt fiher 
den Willen des Unterirebenen hat der Herrschende. Allel 1iüo;s ist 
schließlich auch eine Übertraijumr dieses Herr^chalt-^rechtes der 
Ausübung nach an den Beaufsicliti^enden m^prlieh, aber dieser 
übt dann wie die Aufsicht, so auch die Herrschaft nur für den und 
an Stelle des Herrschenden al& fremdes Kt'cht aus. Er ist seiner- 
seits bei Ausübung dieser Rechte wieder an Befehle und An- 
weisungen, kurzum an den Willen des Herr.schenden gebunden: 
er steht in dieser Hinsicht \vit ii( r in einem Herrschaftsverhiiltnis sc 
zu dem Herrschenden. Aus der bunten Vielgestaltigkeit des 
Lebens wird man aber doch stets, will man zur riehtigen Erkennt- 
nis und rechtlichen Würdigun;? der Verhältnisse kommen, auf die 
oben entwickelten, einfachsten Verhältnisse zurückgehen müssen. 

§ 6. Die Herrschafts- und Aufsfchisrechte des Staates 

Den bisherigen Erörtern n{?en luii iki Aufsichtsbegriff im all- 
gemeinen, wie ihn der Sprachgebrauch verwendet, zu Gninde. Im 
Folgenden ist zunächst auf das Wesen der staatsrechtlichen Auf- 
sicht und die Arten staatsrechtlicher Aufsich ts Verhältnisse einzu- 
gehen. Dann erst wird auf das Aufsichtsrecht des Reiches über die 
Einzelstaaten überzugehen und dieses nach Maaßgabe der Ter- 
fiissung des deutschen Reiches zu erörtern sein. 

Die Torliegende Arbeit durfte sich nicht bloß das Ziel setzen, 
nur alle auf das Aufsichtsrecht des Beiehee ftber die Einzel* 
Staaten sich besjefaenden Bestammungen des geltenden Bdchstaats- 
rechts zusammenzusteUen, sondern sie strebt möc^ichst von Grund 
aus das AufsichtsTerhftltnis zwischen Bdeh und i^nzelstaaten in 

') nierfnr sind leicht Beispiele aus dem tägliclien Lebon anzu- 
fülircn. Man denkt- besonders an die seht häufig Torkoinmendcn Dienst- 
stellungen der Fabrikaufseher, Werkmeister, Poliere, Arbeitsbaus- und Ge- 
iHngnisanfiiaiier, 
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spinon Erscheinungsformen und mit .seinen Ful}j;ernng^en klarzu- 
legen: die das Aufsichtsrecht des Reiches beheris» luleu, 
allgemeinen Gesetze zu finden und systcmatiscli darznst eilen*). 
Zu diesem Zwecke mußte sie von drn allgemeinsten (tesichts- 
punkten ausarehen, um in immer enger sich schließenden Kreisen 
fftr den Zielpunkt der Betrachtunsr, das Aufsichtärecht des Reiches 
fiher die Einzelstaateii, die all^'-emeingiiltigen < besetze zu gewinnen. 
Von diesem FundaTiieute der systematisdi i^ewounenen Leitgedanken 
aus ist es erst möglicli, aucli kritisch an tlie einzelnen Be- 
stimmungen des geltenden Reichsstaatsrechts heranzutreten, Lficken 
auszufüllen, Unklarheiten zu beseitigen und eventuell künftigen 
Bestimmungen die Bahn zu weisen. — 

Das Wesen der staatsrechtlichen Aufsieht und die Eigenart 
staatsrechtlicher Aufsichtsverliiiltnisse wird hau])tsä(hlich durch 
das Wesen des Staates, des einen Beteiligten bei diesen Aufsichts- 
verhaltnissen, bedingt. Bs ist daher nutwendig das Wesen des 
Staates, soweit es für die vorliegende Frage in Betracht kommt, 
etwas nälier ins Auge zu fassen. 

Der Staat ist ein durch historische Kreiguisse ctit-t indener 
Verband einer Vielheit von Menschen, deren Zugehörigkeit zu ihtn 
im Allgemeinen durch die <Jel>urt bezw. das Wohnen auf einem 
bestimmten (iebiet**, (lern Staatsgebiete, bestimmt wird. Seinem 
Wesen nach ist er ein öffentlich-rechtlicher Zweckverband, oder, 
wie Preuß ihn nennt, ein den Gemeiiiwiilen seiner Angehörigen 
personifizierender Organismus. Beides will sagen, daß der St4iat 
eine organische, mit eigenem Willen versehene Rechtspersönlichkeit 
ist, die den Zweck hat, alle Gemeininteressen der zu ihm ge- 
hörenden und in ihm verbundenen einzelnen Menschen zu schützen 
und zu tordern. Aus der Verbandseigenschaft des Staates folgt, 
daß er über die Verbaudsangeliurigen, soweit die Verbandszwecke 
reichen, eine unumschränkte Herrschalt ausübt''). Da nun die 
Verbandszwecke des Staates begrifflich unbeschränkt sind, der 
Staat also alle nur denkbaren Gemeininteressen seiner Angehörigen, 
soweit er sie als solche anerkennt, wahrnehmen kann und muß, 

') Vgl. Prcuß, (las städtische Amtnecht i. P. Seite 2: ^Systematik 
ist Zuräckinhrung der Kechtsinstitutc auf wissrnschaftlich« Leitgeduken 
und organisatorisch«^ Prinzipien.'^ Vgl. auch Seite 6 ibid. 

^ Vgl. unten g Ö. 
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so ist auch die Herrschaft des Staates über seine Angehörigen 
begrifflich unbeschränkt: die Angehörigen erscheinen ihm gegen- 
über als seine Untertanen. I*emer aber bestellt eine Vielheit von 
Staaten an und für sich gleichberechtigt neben einander. Und 
schließlich ist der Staat die größte autonome, organisierte 
Menschenvereinigung, die es gibt'). Diese drei dem Wesen des 
Staates entnommenen Gesichtspunkte sind für die vorliegende 
Frage nach den staatlichen Aufsichtsverhältnissen, d. i. den Ver- 
lialtnissen, in welchen der Staat als einer der Kontrahenten er« 
scheint, ausschlaggebend. 

Um zu einer Auseinanderstellung und (iruj)|)iening der möglichen 
staatsrechtlichen Aufsichtsverhältnisse zu kommen, wird man nach 
den fnlhorcn Erörteinngen am besten auf die staatlichen Hcrrscliafts- 
rechte zurückgehen und zusehen müssen, in welchen Verhältnissen 
der Staat als herrschendes oder beherrschtes Wesen denkbar ist. 
Hiorbei ist zunächst festzustellen, daß man, um alle Fälle zu um- 
fassen, nur von dem Staate als herrschendem Wesen auszugehen 
brauclit Denn der Staat ist eben die größte, organisierte Menschen- 
vereinigung; eine größere, mit Herrschaftsrechten ausgestattete 
Vereinigung, deren natürlicher T^nt 'i ^vliener der Staat -ein könnte, 
gibt es nicht^. Der Staat kann li'irhstens von sciiic-LiliMchen, 
einem anderen Staate, beh.' tischt werden. Dieser einzige i'ail, in 
dem der Staat als beherrsehtt'.N Wesen erscheint, wird aber auch 
von der antlcin Seite her, wo der Staat einen anderen Staat be- 
herrscht, mit umfaßt. Es genügt also, den Staal st^^'ts als herr- 
schendes Wesen anzunehmen und liiervon auszugehen. 

Der Staat herrscht in letzter Linie, um wieder im weitesten 
Kreise zu beginnen, über sein Gebiet und über seine Untertanen. 

Das Herrschaftsrecht des Staates über sein iJebiet, die (te- 
bietshoheit, kann für die vorliegende Frage außer Acht gelassen 
werden. Denn nach den früheren Ausführungen kann eine Aufsicht 
nur über eine Tätigkeit ausgeübt werden. Eine Aufsicht über das 
Gebiet als solches ist unmöglich. Die Gebietshoheit wirkt für die 



') Die katholische Kirche wird um ihrer eigenartigen Stellung willen 
hm nicihi bertt^dehügt. 

*) Auch hier sei tüu der bewunderen Stellung der katholischen Kirche 
zum Staate, wie sie sich zeitweilig gescbiehtlidk gesUlfcet hat, «bgeaehen, 
weil ihre Erörterung zu weit fähren würde. 
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vorliegende Fnge nur duhin, dafl sie dem Staate einen Bechts- 
grand gibt, Tätigkeiten nicht nnr seiner Untertanen, sondern aneh 
Landfremder, soweit sie in seinem Gebiet sich abspielen, ordnen 
und beaufsichtigen su dibfen. Die Gebietshoheit kommt also 
hier nur so in Betraeht, als sie dem Staate ein Herrschafts- 
recfat über Landfremde gibt, diese ihm in gewissen Beziehungen 
Untertan macht. 

Die Untertanen eines Staates haben ein jeder seine eigenen 
privaten Interessen, in deren Verfolgung sie ihre Lebenstätigkeit 
entfalten. Der Stiiat, <lei sie umfassende Gemeinwille, soll und 
wird ihnen diese Tätigkeit nicht vorschreiben. Er kann nur das 
Gemeininteresse dadurcli wahren, daß er die private Tätigkeit 
beobachtet und zusieht, daß sie nicht gegen die Geineininteressen 
vorstößt. Sobald er annimmt, daß eine private Tätigkeit den 
Interessen der Allgemeinheit zuwiderläuft, wird er sie verbieten. 
Aber der Organismus des Staates allein ist nicht imstande, die 
G«meininteressen der Untertanen zu vertreten. Jeder Untertan ist 
verpflichtet, an seinem Teile etwas flir das Gemeinwohl zu leisten. 
Der Staat wird diese Leistungen der Untertanen organisieren und 
von jedem als allgemeine, öffentliche Pflichten fordern. Derartige 
ötFentliche Leistungen sind namentlich die allgemeine Steuerpflicht, 
die Wehrpflicht, die allgemeine Zeugenpflicht, Pflicht Ehrenämter 
zu übernehmen. Diesem Verhältnisse zwischen Stajit mu\ Unter- 
tan entH|)riüht die Aufsicht, die der Staat dem Untertan ^efjjeii- 
über liai. Positiv wird sich seine Aufsicht darauf erstrecken, da- 
rüber zu wachen, daß die Untertanen die ihnen auferlegten 
Leistiinjjfon erfüllen; negativ liat sie den Inhalt, darüber zu 
wachen, daß die Untertanen nichts dem (ienieinwohl Zuwider- 
hmfendes tun. Ks sind dies die beiden FäUe positiver und 
negativer Aufsicht, wie sie oben erörtert worden sind. 

Der Staat kann jedoch nicht die private Tätigkeit eines jeden 
Untertans immerwährend bewachen und in dem Augeublrcke, wo 
dieser etwas gegen die Interessen des Staates Verstoßen(h's tut, 
ihm dies verbieten. Dies erstrebte allerdings der Polizeisiaat 
des 18. Jahrhunderts. Der moderne Staat hat Ii -en Willen nicht 
mehr, da er einge^^ llt [i hat, daß dadurch der status libertatis 
seiner Untertanen allzusehr beschränkt, der einzelne Untertan auf 
diese Weise durch die Staatsorgane bevormundet wkd. Der Ber 
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griff des modernen Beehtsstaates verlangt aber auch, daß der Staat 
nicht im einielnen Falle nnd für den einseinen Untertan sein 
Verbot erläßt, da diese Anwendnngsart der staatlichen Herrschaft 
der freien Willkfir der Organe des Staates Tflr und Tor Oiftiet. 
Sondern der moderne Rechtsstaat muß fQr die Ausflbung der 
negativen Aufsicht Bechtsgrunds&tze aufstellen, die in gleicher 
Weise fBr alle Untertanen Qeltnog haben. Er wird also gesetz- 
liche Verbote erlassen, in denen er von vornherein bestimmt, was 
er als dem Gemeinwohl zuwiderlaufend ansieht Diese Verbots- 
gesetse sind aber nicht nur fOr die Untertanen zwingendes Becht, 
sondern aueli der Staat ist an diese seine Oesetze gebunden ; wenn 
er auch an der Tätigkeit eines Untertans Anstoß nimmt, darf er 
sie ihm doch nicht untersagen, wofern er »ich nicht anf ein vorher 
gehßrig erlassenes Gesetz oder eine Verordnung stutzen kann*). 

Neben den physisclien Personen der Untertanen kommen als 
Objekte der FTerrschaft und do Autsiclit des IStaates nur noch 
juristische Persönlichkeiten in Betracht. Diese werden zumeist 
«hirch den Zusammensciiluß einei- Personenmehrheit für einen be- 
stimmten Zweck gebildet. Sind die Interessen, zu deren Ver- 
tretung die Zweckverbönde entstehen, rein materieller Natur und 
erfolgt ihre Befriedigung mit den Mitteln des privaten Verkehrs, 
haben schließlich die Verbände über ihre Mitglieder nur die 
Rechte des gemeinen Privatreclits, so IkiIhmi derartige privatrec^ht- 
liche Zweckverbände innerhalb des Staatsrechts keine besondere 
Bedeutung: sie erscheinen dem Staate gegenüber nicht verschieden 
von den physischen Untertanen und werden vom Stnnte auch mit 
den not>vendigen Abweichungen im Wesentli(*hpii wie physische 
PersoneTj behandelt. Kr erläßt für sie Gebote und Verbote, und 
seine Aufsicht über sie beschränkt sich dementsprechend pfisitiv 
dahin, daß sie die ffir sio erlassenen positiven Annrdüuiii^eii er- 
frilh'ii. negativ dahin, daß sie die ffir sie erlassenen N'erboie nicht 
übertreten. An der privaten Tätigkeit dieser Verbände hat der 
Staat kein Interesse. 

Neben diesen privatrechtlicJicu Zweckverbäuden bestanden 

*) Vergl. auch f 2 Abs. 1 des R. St. 0. B. Weshalb Sehoenborndie 
Ansieht fertiitl (&. a. 0. Seite 3l\ daft dieses Aafsichtsrecht über die 

Untertanen, an verschieden es sich auch tlußeni mag, nicht unier einem ein 
haitUchen Üeaicbtspunkte sich betrachten lasse, ist wir nicht veratindlicb 
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aber innerhalb des Staates Organismen, deren Mitgliedschaft 
nicht durch freien Vertrag, wie bei den privatrechtliehen, sondern 
durch Geburt und Wohnsitz, gleich «rie die Staatsangehörigkeit, 
oder auch etwa durch den Beruf u. s. w. erworben #arde. IHese 
Organismen wollten auch nicht nur genau begrenzte Interessen 
ihrer Angehörigen vertreten, sondern erhoben, ebenso wie der 
Staat, die Forderung 6emeininteressen ihrer Angehörigen zu ver- 
treten. Und scbHeßlich begnUgten sich diese Organismen nicht 
mit einer privatrechtlichen, d. h. vertraglichen Gewalt Uber ihre 
Angehörigen, sondern sie beanspruchten, gleich wie der Staat, 
eine allgemeine Herrschaft, eine öffentlich- rechtliche Zwangs- 
gewalt flb^ ihre Angehörigen. 

Der Staat hat im Laufe der historischen Entwickelung diese 
öfTentlieh-rechtlichen Zweckverbflnde vielfach nicht anerkannt, sie 
unterdrllckt und als solche beseitigt, da er für sich das Recht in 
Anspruch nahm, alle Gemeininteressen seiner Untertanen zu ver- 
treten. £r hat aber, dem Fortsehritte der gesellschaftUchen Kultur 
folgend, eingesehen, daß er allein nicht imstande ist, alle Qe- 
meininteressen seiner Untertanen ersprießlich zu vertreten. Er 
hat anerkannt, daß es Gemeininteressen gibt, die besjser ein 
kleinerer, öffentlich-rechtlicher Zweckverband veitritt. Kr bat 
diese öffentlich-rechtlicht'ii Zweckverbände organisiert und ihnen 
die Gebiete« ihrer freien Tätigkeit angewiesen'). Er hat ihnen 
auf diesen Gebieten selbständige, der staatlichen gleiche Ver- 
waltung, er hat ihnen die Selbstverwaltung zugestanden. Unter 
diesen Selbstverwaltungskörpem nehmen die wichtigste Steile die 
durch das örtliche Beisammenwohnen bedingten Organismen der 
Gemeinden ein. 

IHesen Selbstverwaltungskörpem gegenüber hat der Staat eine 
ganz andere Stellung als gegenüber den physischen Untertanen 
nnd *le?i privatrechtliefien Verbänden. Er hat an der Lebenstätig- 
keit der iSeibstverwal.tungskÖrper ein eiliebliches Interesse*;. Die 
Selbstverwaltungskörper üben ja Tätigkeiten aus, die begritlQich 
auch der Staat, der ihnen übergeordnete Organismus, ausüben 
könnte und austtben müßte, sobald die Selbstverwaltungskörper 

*) Auch hierbei ist das in der Geeebidite ichwankende RecbUverlillt- 

nia zwi.schon Staat und Kirchn nicht bürockaichtigt. 

') 0. Mayer, Deuiache$ Verwaltiiiig»reclil Uaud II Seite 41U f. u. a. m. 
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nicht vorhanden wären. Wenn nun der Staat die Selbstver- 
waltungskörper als öffentliche Organismen anerkannt hat, muß er 
auch darauf achten, daß diese Organismen die (}emeininteressen, 
deren Pflege ihnen der Staat überlassen f nicht übertragen) hat, 
auch in der vom Stiat für zweckmäßig geliindenen Weise, also 
nacli den vom iStaat aiifgestellten (Trundsätzen vertreten. Dftr 
Staat wird für sie Bestiminuniren erlassen, die Uire Selbstver- 
waltungstätigkeit im wesentlichen regeln. 

Diesem Verhältnis entsprechend wird sieh besonders die Auf- 
sicht, die der Staat über die Tätigkeit der Selbstverwaltungs- 
kurper übt, anders gestalten, als die Aufsieht des Staates über die 
Untei-tanen. Er wird ihre gesamte Tätigkeit positiv und negativ 
beaufsichtigen d. h. er wird sowohl zusehen, daß sie die ihnen 
überlassenen Aufgaben erfüllen, nh aiu-h, daß sie bei Ausübung 
der freien Verwaltnngstätigkeit niciit gegen die Tnt^^rcssen des 
Staates verstoßen. Der St.aat wird zu diesem Zw^n-ke niclit ,nur 
den Selbstverwaltuügsk^'irpLTH für ihre V'erwaltungstätigkeit aus- 
git hige Kegeln und Vursschrirten machen, sondern er wird auch 
ihre freie Tätigkeit dauernd beaufsichtigen nuisseii. Er kann sieh 
nicht damit begnügen, alle Tätigkeiten, dio nr als dem Staats- 
wohle zuwiderlaufend ansieht, prinzipiell zu verbieten. 

Andere dem Staate eingegliederte und ihm uiiterworfeue 
Herrschaftsobjekte als physische Personen, privatrechtliche Ver- 
bände und öffentlich-rechtliche Organismen gibt es nicht Es 

0 Die Dienttanfsidit dos Staates Aber seine Beamten, die Ansfllhrer 
seines Willens, kann hier ffiglicb nnerdiiert Ueibea. Bs ist — Seite 17 f. 

— ächoii das Notwendige darüber gesagt. M. K. geht es aber nicht an, 
wie Schoenborn tut, diese .\ufsicht des SlaaLos über seine Beamten mit 
der Staatsaufsicht über die Selbstvei walluugäicörper völlig auf gleiche 
Linie tn stellM. Abgesehen davon, daß man die Selbstverwaltiingskörper 
als Staatoorgaae doeh nar bezüglich der Angelegenheiten des sog. flber- 
tragenen Wirkungskreises betrachten kann, ist auch im Gebiete dieser An- 
gelegenht'iteii ihre Stellung zum St ante eine wesentlich andere, wie die 
des Beamten zum Staate. Diese Angelegenheiten sind ihnen doch nicht 
„üburiragen'', wie dem Beamten seine Amtsgeschäfte, sondern nur „über- 
lassen.^ Sie haben auf diese TlUgkeiten dasselbe primftre Recht wie der 
Staat» Am besten seigt sieb dieser ünterscbied dann, wmn man die Port- 
exieienz beider Kategurien bei Wegfall das Staates bedenkt, der Selbst- 
verwaUuiigskorper kann aiuli hei Wegfall (le:^ Staates in derselben Weise 
tätig sein, der Beamte ist nach Wegfall des Staates als solcher undenkbar. 



Digitized by Google 




• • ; 



§6. Anfsichtsreelite des SUates gS 



bleibt jetzt nur nocii das Herrschaftsrecht eines Staates über einen 
anderen Staat zu untersuchen. 

Zunächst sind hierbei alie die Verhältnisse auszuscheiden, in 
denen von zwei neben einander besteheudeii Staaten der eine be- 
stimmte Herrschaftsreehte über den anderen besitzt'). Diese Ver- 
hältnisse sind für die vorliegende Frage der staatsrechtlichen 
Aufsicht einfach; bei ihnen liei^en zumeist besUmnit b'-gren/t^i 
Herrschaftabefufirnisse des einen Staates vor. Infolgedessen liat 
sich auch seine >icii aus den Herrschaftsrechteu ergebende Auf- 
sicht positiv und negativ an die vertraglichen Bestimmungen iu 
halten, die das Herrschaftsrecht des einen über den anderen fest- 
legen. 

Schwieriger ist die Frage, und damit ist der Kernpunkt der 
Arbeit erreicht, wenn niclit von zwei neben einander bestehenden 
Staaten der eine HenrscIiaftsFeehte aber dm anderen besitzt, son- 
dern venn Ton mehreren Staaten ein sie alle umfassender und 
demgemäß über ihnen stehender nnd sie behoradiffinder Staat ge- 
bildet wird. Es ist ein derartiger Organismus nach langem Strdte 
Ton der wissenschaftliehen Literatar endgültig als Bundesstaat 
oder Staatenstaat') bezeichnet worden. Das Deutsche Beieh ist 
aber ein solches Gebilde, ein Bundesstaat 

Jeder Bundesstaat wird seinem Wesen nach von einer An- 
zahl von Staaten in der Weise gebildet, dafi alle diese in ihm 
vereinigten Staaten begrifflich Staaten bleiben und trotzdem der 
von ihnen allen gebildete Organismus auch seinerseits alle begriff- 
lichen Merkmale eines Staatswesens hat Ein Staat muß aber 
seinem Begriffe nach Gebiet, Untertanen und Herrschaftsreehte 
haben, im Bundesstaate müssen daher sowohl die Gliedstaaten, 

*} Bs gehSren hiexhi» alle auf Staatsrertrlgeii beruhenden StaateMirri- 
tuten; in Deutschland die anf den Militärkonventionen beruhende Über« 
tragung der Heeresverwaltung einzelnt^r Buiidtsstaaten an Preußen. Auch 
die sogen. Suzeränitätsvcrhältnisse (Türkei-Ägypten, Türkei-Bulgarien — 
letzteres wenigstens bis vor kurzem — ) sind hierunter zu beziehen. 

^) Mehifadi wird auch noch iiHschen diesen beiden Bexeiduiangen ein 
weaenUieber üntmchied «igenommen. — Die leiehe Literatar bei Laban d 
Deutsches Staatsrecht (kleine Ausgabe 1907) 8. 15. Kritische) jetzt auch 
bei Walther, Das Staalshaupt in den Republiken (Heft 14 der Abhand- 
lungen aus dem Staats- und Yerwaltungsjrecht, berauageg. Ton Brie nnd 
Heijjchmaüü^ iyo7 S. 5211. 

Klef er, Aafttditeieht im UMbM 8 
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als auch der sie umfassende Bundesstaat diesen notwendigen Er- 
fordernissen genüfsien. Da nun der Bandesstaat nicht neben, 
sondern umfassend Über den Gliedstaaten steht, also kein beson- 
deres Staatsgebiet und krine Ton den Untertanen der Gliedstaaten 
Terschiedenen Untertanen hat^), muO beim Eitstehen jedes bondes- 
staatliehen Gemeinwesens ein rechüiches Verhältnis gefunden 
werden, das mit Bflcfcsieht auf ein und dieselben Herrsehafls- 
objekte sowohl den Gliedstaaten als auch dem Bundesstaate m 
den begrifflichen Erfordernissen eines Staates rerbiUt: es muß 
eine Teilung und ein Lieinandergreifen in den Beditsrerhältnissen 
der Gebietshoheit und der staatUehen Heirsehaft über die Unter- 
tanen geflinden werden, die dem Bundesstaate und den Glied- 
staaten Gebiet, Untertanen und Herrschaftsrechte von Rechts wegen 
gewlhrleistm. 

*) Die in gewisser Be/Jehnng vorhanden eii Abwoicliungen hienrod 
z, B. he\m t^ iclio bezügl. Elsaß-Lothring«i8 and der SchuUgebiete, beruhen 
Mif beäondereu üöäichtspunkten. 



Lebenslauf 

Ich wnräe am 3. Dezember als jüngster Sohn des da- 
maligen Fleischenneisters Eduard Kit'l'er zu Fostenberg, Kreis 
Groß- Warten berg in Schlesien geboren. Bis zum 10. Lebensjahre 
besuchte» ich die Volksschule ineiiicr Heimatstadt. Osteni 1891 
trat ich in das Klisabot - (h nniasiiun zu Breslau ♦♦in, das ich 
Ostern mit dem Zeu^Miis der Reife verlieü. Ich ^Yidmete 

mich der Kechtswissensrhat't und studierte die ersten beiden Se- 
raester in Honn, das dritte' in München, die ühriiiiMi in lireshm. 
Am März UM)'» bestand ich die erste juristisclie i'rüfurii!: und 
wai- sodann bei dem Amtsgericht in Wihischelbnrg, dem Land- 
gericht in Brieq:, der Kgl. Staatsanwaltschalt in Breslau, dem 
Rechtsanwalt und Notar Geh. Jnstizrat Berger in Breslau und 
dem Anitgyericht Breslau als Heterendar Iteschäftigt. Auch an 
dieser Stellr niiiciite icli niclit verl'ehlen nieinem verehrten Lehrer, 
Herrn Geh. .Justizrat Professor ür. Brie, der mir tlie Anrei<unix 
zur vorliegenden Arbeit geofeben hat, meinen Dank auszusprechen 
für die zahlreichen Förderungen, die er der Arbeit hat zu Teil 
werden lassen. 



